
ve — wenn auch mit ganz unterschiedlichen 
Motiven und Zielsetzungen — eine stärkere 
Aktivität des Staates zugunsten Sozialer Si-
cherheit und sozialer Gerechtigkeit. Dabei be-
herrschte die meisten Sozialtheoretiker (mit 
Ausnahme der Sozialisten) der Gedanke, ei-
nen ausbrechenden Klassenkonflikt bereits im 
vorhinein durch sozialbeiriedende Reformen 
zu entschärfen oder sogar gänzlich zu verhin-
dern42 ). Durch den Abbau der Gegensätze 
sollten die Arbeiter in das System der konsti-
tutionellen Monarchie sozial integriert wer-
den43 ). Nur mit Hilfe dieses Konzepts schie-
nen Staat und Gesellschaft dieser Zeit vor re-
volutionären Veränderungen bewahrt werden 
zu können.

42) Vgl. Josef Schäfers, Moderne Sozialpolitik — 
Soziale Ordnungspolitik, in: Theorie und Praxis 
der sozialen Arbeit, 1978, S. 295 ff. (296).
43) Vgl. Erwin Stein, Sozialstaat, in: Axel Görlitz 
(Hrsg.), Handlexikon zur Politikwissenschaft, Rein-
bek 1973, S. 423 ff. (426); Erhard Denninger, Staats-
recht. Einführung in die Grundprobleme des Ver- 
fassungsrechts der Bundesrepublik Deutschland, 
Bd. 1, Reinbek 1973, S. 135 ff. (146 f.).
44) Immerhin verpflichtete Art. 161 WV das Reich, 
zur Erhaltung der Gesundheit und Arbeitskraft, 
zum Schutz der Mutterschaft und zur Vorsorge ge-
gen die wirtschaftlichen Folgen von Alter, Schwä-
che und Wechselfällen des Lebens ein umfassen-

des Versicherungswesen unter maßgeblicher Mit-
wirkung der Versicherten zu schaffen.
45) Vgl. zur Wirtschafts- und Sozialordnung sowie 
zur Aufgabe der Wirtschaft folgende Art. der Lan-
desverfassungen: Art. 151 Abs. 1 (Bayern), Art. 38 
(Bremen), Art. 27 (Hessen), Art. 151 (Rhein-
land-Pfalz), Art. 42 (Saarland); zur Sozialversiche-
rung: Art. 57 (Bremen), Art. 35 (Hessen), Art. 53 
Abs. 3 (Rheinland-Pfalz), Art. 46 (Saarland).
46) BVerfGE 21, 180 (204). Zur Entstehung des So-
zialstaatsprinzips: Hans Hermann Hartwich, So-
zialstaatspostulat und gesellschaftlicher Status 
quo, Opladen 19772, S. 21 ff.
47) BVerfGE 1, 97 (105).
48) BVerfGE 7, 180 (182).
49) BGH St 40, 225 (228).
50) Werner Schreiber, Das Sozialstaatsprinzip des 
Grundgesetzes in der Rechtsprechung, Berlin 1972, 
S. 26.
51) Bundessozialgericht (BSG), E 15, 71 (74).

In der Weimarer Republik wurde diese Tradi-
tion unter Führung der Sozialdemokratie im 
positiven Sinne fortgesetzt. In Art. 151 Abs. 1 
der Weimarer Verfassung (WV) fand sich ihr 
sozialreformerischer Kernsatz: „Die Ordnung 
des Wirtschaftslebens muß den Grundsätzen 
der Gerechtigkeit mit dem Ziel der Gewähr-
leistung eines menschenwürdigen Daseins für 
alle entsprechen. In diesen Grenzen ist die 
wirtschaftliche Freiheit des einzelnen zu si-
chern." Damit wurde eine sozialstaatliche Ge-
neralklausel formuliert, die erstaunlich mo-
dern anmutet. Ihr großer Mangel bestand je-
doch darin, daß sie nicht als aktuelle Bindung 
für Gesetzgeber und Verwaltung akzeptiert 
wurde, sondern allenfalls als eine Art Leit-
linie. Da die sozialen Normen der Weimarer 
Verfassung durch einen Kompromiß zwischen 
liberalem und reformsozialistischem Ideengut 
zustande gekommen waren, hätten sie der 
Ausfüllung und Weiterentwicklung durch 
eine engagierte Sozialpolitik von Reichsregie-
rung und Reichstag bedurft. Ohne dieses En-
gagement blieben sie jedoch lediglich unver-
bindliche Programmsätze. Die Ausführungsge-
setzgebung, die sie hätte aktualisieren kön-
nen, blieb trotz einiger Ansätze bereits in den 
Anfängen stecken 44 ).

4. Anspruch auf soziale Sicherheit
Die frühen (vor 1949 erlassenen) Nachkriegs-
verfassungen der deutschen Länder orientie-
ren sich im wesentlichen an der Weimarer 
Verfassung, gehen allerdings in einigen Be-
reichen erheblich weiter als diese (z. B. 
Schutz der Arbeit). Man findet Bekenntnisse 
zu sozialer Gerechtigkeit und soziale Gewähr-
leistungen unterschiedlichster Qualität45 ), 
die jedoch — wie ihr Vorbild — weitgehend 
unverbindlich bleiben. Neue verfassungs-
rechtliche Maßstäbe im Bereich der Sozialpo-
litik setzt erst das Grundgesetz. Zum ersten 
Mal läßt sich nun unmittelbar aus der Verfas-
sung ein Anspruch auf Sozialausgleich ablei-
ten. Das Sozialstaatsprinzip des Art. 20 GG 
verpflichtet den Staat, für einen Ausgleich 
der sozialen Gegensätze zu sorgen46 ). Der 
Gesetzgeber wird also verfassungsrechtlich 
zu sozialer Aktivität angehalten47 ), die sich 
aber nicht mehr nur abstrakt auf die Herstel-
lung und Wahrung einer — wie immer defi-
nierten — sozialen Gerechtigkeit richtet, son-
dern auch (sehr viel konkreter) auf die Abhil-
fe sozialer Bedürftigkeit abzielt48 ). Zum So-
zialstaatsauftrag gehört daher in gewissem

49

 
Maße ebenfalls der Schutz der Staatsbürger 
gegen die Wechselfälle des Lebens ).

a) Grundgesetzlicher Eigentumsschutz
Damit sind — so scheint es — Sozialversiche-
rung, Sozialhilfe und die übrigen Soziallei-
stungen als Ausdruck des Sozialstaatsprinzips 
als Einrichtungen vom Grundgesetz garan-
tiert50 ). Dieser Eindruck muß jedoch inso-
weit relativiert werden, als selbstverständlich 
keine absolute Verpflichtung des Gesetzge-
bers zur allgemeinen Besitzstandswahrung so-
zialer Rechte besteht51 ). Denn andernfalls 



würde das Sozialstaatsprinzip schließlich die 
gesamte Gesetzgebung blockieren und die (er-
forderliche) Anpassung des Rechts an verän-
derte soziale und wirtschaftliche Verhältnisse 
verhindern. Die somit konstatierte generelle 
Möglichkeit, soziale Tatbestände und also 
auch das Sozialleistungssystem neu zu gestal-
ten, findet ihre Grenze jedoch in der Eigen-
tumsgarantie des Art. 14 GG. Soweit also ver-
fassungsrechtlich geschützte Eigentumsan-
sprüche auf bestimmte Sozialleistungen beste-
hen, unterliegt der Gesetzgeber bei ihrer Neu-
gestaltung den durch das Grundgesetz be-
stimmten Schranken. Eine Enteignung etwa 
ist nur zum Wohle der Allgemeinheit zulässig 
und darf nur dann erfolgen, wenn zugleich 
die Entschädigung geregelt wird (Art. 14 
Abs. 3, sogenannte Junktimklausel).

Freilich beruht das gegenwärtig bestehende 
System der Sozialen Sicherheit keineswegs in 
seiner Gesamtheit auf dem Prinzip des Privat-
eigentums. Die historisch gewachsenen Zwei-
ge dieses Systems unterscheiden sich viel-
mehr z. T. ganz erheblich hinsichtlich ihrer 
verfassungsrechtlichen Qualifikation. Demge-
mäß genießen sie auch nicht denselben Eigen-
tumsschutz. Zwar gewährleisten Sozialversi-
cherung, Soziale Entschädigung und Sozialhil-
fe übereinstimmend die Soziale Sicherheit für 
jeden einzelnen; diese Gewährleistung beruht 
aber auf unterschiedlichen rechtlichen Grund-
lagen52 ). So erwirbt der Sozialversicherte 
durch seine Beitragsleistung — unter finan-
zieller Hilfe der Versichertengemeinschaft — 
eine eigentumswerte Position. Soziale Ent-
schädigung erhält der Berechtigte aus Steuer-
mitteln zum Ausgleich für Einbußen an Leben 
und Gesundheit (u. U. auch an Vermögen), für 
die die staatliche Gemeinschaft als verant-
wortlich angesehen wird. Demgegenüber be-
ruht die Sozialhilfe ausschließlich auf der So-
lidarität der Staat
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sbürger. Diese Solidarität ist 

zwar neben der sozialen Gerechtigkeit ) das 
tragende Prinzip der Sozialen Sicherung54 ), 
führt bei der juristischen Beurteilung aber zu 
einer geringeren Bewertung des Sozialhilfean-
spruchs.

52) Siehe hierzu und zum folgenden: Roh-
wer-Kahlmann, 1975, S. 13 ff.; vgl. auch: Pilz, 
S. 81 ff.
53) Zum Prinzip der sozialen Gerechtigkeit: Pilz, 
S. 53 ff.
54) Vgl. Bethusy-Huc, S. 26.

55) § 2 BSHG.
56) Vgl. Wilfried Schreiber, Existenzsicherung in
der industriellen Gesellschaft, in: Külp/Schreiber, 
S. 276 ff. (286 f.).

Dementsprechend ist der Rechtsanspruch des 
einzelnen auf Sozialhilfe auch nur schwach 
ausgeprägt. Sozialhilfe ist stets nachrangig 

gegenüber anderen Leistungen55 ). Sie tritt 
also nur dann ein, wenn der Hilfebedürftige 
aus eigenen Kräften seinen Lebensunterhalt 
nicht bestreiten kann und wenn er von ande-
rer Seite keine Hilfe erhält. Damit schließt 
die Sozialhilfe die Lücken, die die anderen 
Zweige des Sozialleistungssystems offenlas-
sen. Sie soll also gewissermaßen sicherstel-
len, daß niemand aus dem „sozialen Netz" 
herausfällt. Diese Subsidiarität der Sozialhilfe 
bestimmt andererseits aber auch die rechtli-
che Qualität des Hilfeanspruchs. Dem Hilfe-
bedürftigen steht ein Anspruch auf Sozialhil-
feleistungen nur insoweit zu, als gesetzlich 
bestimmt ist, daß die Hilfe zu gewähren ist. 
Dem Gesetzgeber wird also die Möglichkeit 
eingeräumt, diese Leistungen notfalls auch 
einzuschränken. Zudem ist der Anspruch be-
grenzt auf die „notwendigen Maßnahmen" zur 
Sicherung einer angemessenen sozialen Min-
destexistenz. Den Trägern der Sozialhilfe, den 
Landkreisen und kreisfreien Städten, wird 
damit ebenfalls ein relativ weiter Ermes-
sensspielraum bei der Hilfeleistung einge-
räumt.

b) Soziale Sicherung und Sozialausgleich

Demgegenüber bezwecken die verschiedenen 
Zweige der Sozialversicherung — zumindest 
dem Grundsatz nach —, daß der einzelne 
durch seinen Versicherungsbeitrag "Vorsorge 
für sich selbst und/oder seine Familienange-
hörigen trifft. Auf diese Weise entsteht ein 
enger Zusammenhang zwischen der Vorlei-
stung des Versicherten und den Versiche-
rungsleistungen (Versicherungsmaxime). Al-
lerdings geht die Sozialversicherung weit 
über die Funktion einer privaten Versiche-
rung hinaus56 ). Sie deckt nicht nur das Ver-
sicherungsrisiko des Beitragszahlers, sondern 
führt darüber hinaus einen Sozialausgleich ei-
nerseits zwischen den wirtschaftlich stärke-
ren und den finanziell schwächeren Versi-
cherten und andererseits zwischen den Gene-
rationen durch57 ). Der grundgesetzlich ver-
bürgte Eigentumsschutz erstreckt sich aller-
dings nur auf die tatsächlich eingezahlten 
Beiträge und die damit erworbenen Rechtsan-
sprüche. Soweit die Renten über den Wert 



der geleisteten Beiträge hinaus entsprechend 
der Kaufkraftentwicklung und dem durch-
schnittlichen Bruttoarbeitsverdienst aller Ar-

beitnehmer fortgeschrieben werden, steht dem 
Staat bei einer Neuregelung dagegen ein wei-
ter Regelungsspielraum zu.

II.

Die gemeinsame Aufgabe aller drei Zweige 
des Sozialleistungssystems: Sozialversiche-
rung, Sozialentschädigung und Sozialhilfe, ist 
es, die Bürger vor den wichtigsten Lebensrisi-
ken zu schützen. Bei der Beurteilung der Frage, 
ob das gegenwärtige System der Sozialen Si-
cherung dieser Aufgabe gerecht wird, kann 
die Entwicklungsgeschichte ihrer einzelnen 
Zweige nicht unberücksichtigt bleiben. Denn 
in ihr spiegelt sich zugleich die gesellschafts-
politische Entwicklung Deutschlands von den 
Anfängen der Industrialisierung bis heute wi-
der. Dabei lassen sich für die Bundesrepublik 
drei Phasen unterscheiden, nämlich die Re- 
staurations-, die Leistungsreform- und die 
Strukturreformphase. Während das erste 
Nachkriegsjahrzehnt von dem Bestreben ge-
kennzeichnet war, das Sozialleistungssystem 
in seiner überkommenen Form wiederherzu-
stellen, begann mit dem Ende der fünfziger 
Jahre die Zeit der Leistungsreformen, die das 
System sowohl quantitativ als auch qualita-
tiv entscheidend verbesserten, ohne es jedoch 
grundlegend zu ändern. Angesichts der Tatsa-
che, daß die Finanzkrise des Staates weitere 
Leistungsverbesserungen nahezu unmöglich 
macht, sind künftig strukturverändernde Re-
formen unabdingbar. Wir befinden uns daher 
gegenwärtig am Beginn der dritten Phase.

1. Die Rentenversicherung

Der bedeutendste Zweig der Sozialversiche-
rung ist die gesetzliche Rentenversicherung. 
Aus den von ihr erbrachten Leistungen be-
streiten schon heute neun Zehntel der Alten, 
Invaliden, Witwen und Waisen der Bundesre-
publik den größten Teil ihres Lebensunter-
halts. 58)  Dieser Anteil wächst aber noch, da 
nicht nur die Versicherungspflichtgrenze — 
also die Bruttoeinkommensgrenze, bis zu der 
Versicherungszwang herrscht — für Ange-
stellte (1968) abgeschafft wurde, sondern auch 
weitere Bevölkerungsgruppen in die soziale 
Rentenversicherung aufgenommen wurden. 
Eine steigende Anzahl insbesondere freiberuf- 
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lieh Tätiger tritt außerdem freiwillig in die 
gesetzliche Versicherung ein. Entsprechend 
hoch ist auch der Anteil der Rentenversiche-
rungsleistungen am Sozialbudget. Im Jahre 
1977 betrug dieser Anteil 32% (das sind fast 
125 Mrd. DM; für 1982 werden in diesem Be-
reich Ausgaben in Höhe von 153 Mrd. DM ge-
schätzt 59)).

58) Vgl. Übersicht über die soziale Sicherung, 
1977, S. 55 f.

59) Sozialbericht '78, S. 95 und S. 186, Tab. II-1-82.
60) Siehe: Schreiber, 1973, S. 3 ff.
61) Noch immer werden die Renten für die Arbei-
ter von den Landesversicherungsanstalten, für die 
Angestellten von der Bundesversicherungsanstalt 
für Angestellte und für die Bergleute von der 
Bundesknappschaft berechnet und ausgezahlt.

Dies ist der vorläufige Endpunkt einer Ent-
wicklung, die mit der Schaffung einer Renten-
versicherung für eine begrenzte Gruppe not-
leidender alter Menschen (Arbeiter) im Jahre 
1889 begann60 ). In der Reichsversicherungs-
ordnung (1911) wurden Kranken-, Unfall-, In- 
validitäts- und Alterssicherung der Arbeiter 
zusammengefaßt und durch das Angestellten-
versicherungsgesetz im selben Jahr die Ren-
tenversicherung der Angestellten geschaffen. 
Das Reichsknappschaftsgesetz von 1923 faßte 
schließlich das in Landesgesetzen verstreute 
Recht zusammen und schuf eine reichsein-
heitliche knappschaftliche Rentenversiche-
rung für die im Bergbaubereich Beschäftigten. 
Die moderne Rentenversicherung hat an der 
klassischen Dreiteilung in Arbeiter, Ange-
stellten- und Knappschaftsrentenversicherung 
festgehalten61 ). Nach dem Zweiten Welt-
krieg kam 1957 die Altershilfe für Landwirte, 
1960 eine Neuordnung der (seit 1938 beste-
henden) Handwerkerversicherung und 1972 
die Alterssicherung der freien Berufe hinzu.

a) Vollrente und Rentendynamisierung

Während dieses Zeitraums von fast 90 Jahren 
hat sich der Charakter der Rentenversiche-
rung allerdings erheblich gewandelt. Heute 
verfolgt dieser Zweig der Sozialversicherung 
den Zweck, alle Arbeitnehmer (mit Ausnahme 
der Beamten) durch ein kollektives Vorsorge-
system gegen die finanziellen Auswirkungen 
des Ausscheidens aus dem Arbeitsprozeß — 



wie Alter oder Invalidität — abzusichern und 
im Falle des Todes des Versicherten dessen 
Hinterbliebene zu versorgen62 ). Darüber hin-
aus ist es Aufgabe der Versicherungsträger, 
vorbeugende Gesundheitsmaßnahmen zu för-
dern und durch Rehabilitation zur Erhaltung, 
Besserung und Wiederherstellung der Er-
werbsfähigkeit beizutragen. Diesem Ziel ist 
die gesetzliche Rentenversicherung durch 
eine Reihe von Reformen nachgekommen, de-
ren schwerwiegendste und folgenreichste die 
Rentenreform von 1957 war63 ). Während in 
den Anfangsjahren der Rentenversicherung 
der Gedanke vorherrschte, die Rente brauche 
nicht mehr zu sein als eine Ergänzung zu an-
derweitigen (z. B. betrieblichen) Versorgungs- 
anspruchen, setzt sich nun das Konzept der 
'Vollrente durch, d. h. der vollständigen mate-
riellen Alterssicherung der Rentner.

62) Pilz, S. 85.
63) Hierzu und zum folgenden: Schreiber, 1973, 
S. 9 ff.

64) Siehe: Leitfaden zum 20. Rentenanpassungsge-
setz (hrsg. vom Bundesminister für Arbeit und So-
zialordnung, Bonn 1977), S. 15.
65) Murswieck, 1978, S. 9. Ein Vergleich des er-
rechneten Finanzspielraumes und der Kosten der 
Reformvorhaben findet sich im Sozialbericht 1972 
(BT-Drs. 288/72 v. 12. 5. 1972).

Vor der Reform von 1957 war die Rentenhöhe 
aus einem allgemeinen Grundbetrag und ei-
nem Steigerungsbetrag berechnet worden, der 
von der Beitragsleistung des einzelnen abhän-
gig war. Nach diesem Schema wurde die Ren-
te einmal berechnet und für die gesamte Lauf-
zeit mit einem Nominalbetrag festgesetzt. Im 
Gegensatz zu den Einkommen der aktiv am 
Wirtschaftsprozeß Teilnehmenden, blieben 
die Renten also konstant. Damit sank langfri-
stig der Lebensstandard der Rentner im Ver-
gleich zu dem der erwerbstätigen Arbeitneh-
mer. Auf die Dauer war sowohl eine absolute 
wie eine relative Verarmung der Rentner zu 
erwarten. Durch die Rentenreform wurde nun 
zunächst das Ausgangsniveau der Renten an-
gehoben und darüber hinaus ihre Dynamisie-
rung eingeführt. Seit 1959 werden die Renten 
daher alljährlich an die wirtschaftliche Ent-
wicklung angepaßt.
Maßgebend für die Rentenberechnung ist seit-
her die sogenannte Renteniormel, die sich aus 
folgenden Bestandteilen zusammensetzt:
— allgemeine Bemessungsgrundlage,
— persönliche Bemessungsgrundlage,
— Zahl der anrechnungsfähigen Versiche-
rungsjahre und
— Steigerungssatz für jedes anrechnungsfähi-
ge Versicherungsjahr.
Allgemeine Bemessungsgrundlage ist der 
durchschnittliche Bruttoarbeitslohn aller ver-
sicherten Arbeiter und Angestellten (brutto-

lohnbezogene Rente). Für 1977 beträgt sie 
20 161 DM64 ). Maßgebend sind dabei die letz-
ten drei Jahre vor dem Kalenderjahr, das dem 
Versicherungsfall (Erreichen der Altersgren-
ze, Feststellung der Invalidität) vorausgegan-
gen ist. Nach der Vorverlegung durch die 
Rentenanpassung des Jahres 1977 bedeutet 
das, daß maßgebend für die Rentenberech-
nung des Jahres 1979 der Durchschnittsver-
dienst der Versicherten in den Jahren 1976, 
1977 und 1978 ist.

b) Flexible Altersgrenze und Versorgungsaus-
gleich

Die Abhängigkeit der Sozialversicherung von 
der wirtschaftlichen Entwicklung brachte die 
erste große Bewährungsprobe für die Renten-
versicherung in der Rezession der Jahre 1966/ 
67. Damals gelang es jedoch, die Rentenfinan-
zen zu konsolidieren, so daß strukturändernde 
Reformen des Sozialleistungssystems wieder-
um verschoben wurden65 ). Zudem stand auf-
grund hochgerechneter Überschüsse für die 
nächsten 15 Jahre ein Spielraum für lei-
stungsverbessernde Reformen zur Verfügung. 
Unter der Führung der sozialliberalen Koali-
tion wurde daher die sozialstaatliche Qualität 
der Rentenversicherung durch eine Reihe seit 
1972 durchgeführter sozialpolitischer Maß-
nahmen entscheidend verbessert. Hierzu zäh-
len vor allem die flexible Altersgrenze, die 
Rente nach Mindesteinkommen und die (aller-
dings noch nicht abgeschlossene) Verbesse-
rung der sozialen Sicherung der Frauen.
Die flexible Altersgrenze soll den Entschei-
dungsspielraum der 63—65jährigen insofern 
erweitern, als diese nunmehr zwischen Al-
tersbezügen und Erwerbseinkünften (oder ei-
ner Kombination von beidem) wählen können. 
Voraussetzung für einen solchen vorzeitigen 
Rentenantrag ist allerdings die Vollendung 
des 63. Lebensjahres und der Nachweis von 
mindestens 35 anrechnungsfähigen Versiche-
rungsjahren sowie eine Wartezeit von 15 Jah-
ren. Die gezielte Anhebung von Kleinrenten 
(Renten nach Mindesteinkommen) gleicht 
demgegenüber vor allem solche Nachteile 
aus, die sich für die Rentenanwartschaft auf 
einem besonders niedrigen Lohnniveau in be-



stimmten Gebieten und Wirtschaftszweigen in 
der Vergangenheit ergeben können. Für Ver-
sicherte, die mindestens 25 anrechnungsfähi-
ge Versicherungsjahre erreicht haben, wird 
auch dann ein Einkommen von 75 °/o des 
Durchschnittsverdienstes aller Versicherten 
zugrunde gelegt, wenn der tatsächliche Ver-
dienst niedriger war. Damit findet ein sozialer 
Ausgleich zwischen den finanziell schwäche-
ren und den finanziell stärkeren Versicherten 
statt.
Die soziale Sicherung der Frauen wurde u. a. 
durch die Einführung eines sogenannten Ba-
byjahres verbessert. Rentenversicherte Frau-
en erhalten für jedes lebend geborene Kind 
zur Abgeltung eines zusätzlichen Versiche-
rungsjahres einen Zuschlag für ihre Rente. 
Besondere Probleme entstehen jedoch bei der 
finanziellen Sicherung der Frauen, die nicht 
selbst versichert sind, nach einer Scheidung. 
Während der Ehemann die an seine Person 
gebundenen Versorgungsanwartschaften be-
hält, ist die Ehefrau auf Unterhaltsansprüche 
gegen ihren geschiedenen Mann beschränkt, 
deren tatsächlicher Wert z. B. von seiner Zah-
lungsbereitschaft abhängt. Um unnötige so-
ziale Härten für geschiedene Frauen zu ver-
meiden, wird daher seit dem l.Juli 1977 ein 
Versorgungsausgleich für die während der 
Ehe von beiden Ehepartnern erworbenen Ver-
sorgungsansprüche durchgeführt, bei dem im 
Ergebnis nach der Scheidung eine Aufteilung 
je zur Hälfte vorgenommen wird 66 ). Ein Son-
derproblem stellt insofern die Hinterbliebe-
nensicherung für Frauen und Männer für den 
Gesetzgeber dar, als das Bundesverfassungs-
gericht das geltende Hinterbliebenenrecht un-
ter dem Gesichtspunkt der Gleichberechti-
gung von Mann und Frau für verfassungswi-
drig erklärt hat und eine Neuregelung bis 
zum Jahre 1984 fordert 67 ).

66) Das tatsächlich durchgeführte Verfahren ist 
erheblich komplizierter, kann hier aber nicht ab-
schließend dargestellt werden, vgl. zu den Einzel-
heiten: Übersicht über die soziale Sicherung, 1977, 
S. 103 ff.
67) Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 
12.3. 1975, Az BVL 15/71. Zur Harmonisierung der 
Hinterbliebenenversorgung wurde inzwischen eine 
Sachverständigen-Kommission für die soziale Si-
cherung der Frau und der Hinterbliebenen einge-
setzt, die auch bereits Vorschläge hierzu vorge-
legt hat; vgl. Süddeutsche Zeitung vom 23. 1. 
1979. .
68) Gesetz zur Angleichung der Leistungen zur 
Rehabilitation vom 7. 8. 1974 (BGBl. I S. 1881).

69) Vgl. die Referate des Presseseminars des Ver-
bandes Deutscher Rentenversicherungsträger 
(Sommer 1976) unter dem Thema „Rehabilitation 
in der Rentenversicherung", abgedruckt in: Zeit-
schrift für Sozialreform, 1977, S. 618 ff.
70) Übersicht über die soziale Sicherung, 1976, 
S. 151 ff.

Durch Gesetz68 ) wurden im Jahre 1974 die 
Maßnahmen der verschiedenen Soziallei-

stungsbereiche zur Besserung und Wiederher-
stellung der Erwerbsfähigkeit einander ange-
glichen. Auch für die soziale Rentenversiche-
rung wurde die Rehabilitation, die durch die 
Rentenreform von 1957 zur Regelleistung er-
hoben worden war, nach einheitlichen Grund-
sätzen neu gestaltet. Der Grundgedanke der 
Rehabilitation ist der, daß eine gesundheitli-
che und berufliche Förderung sowohl für den 
einzelnen Versicherten als auch für die 
Volkswirtschaft günstiger ist als eine dauern-
de Rentenleistung69 ). Zur Durchführung der 
hierfür erforderlichen Leistungen, die seit 
1957 erheblich erweitert wurden, haben die 
Rentenversicherungsträger eigene Einrich-
tungen. Zur Besserung und Wiederherstellung 
der Erwerbsfähigkeit können medizinische, 
berufsfördernde und ergänzende Leistungen 
unter zwei Voraussetzungen erbracht werden. 
Erstens muß die Erwerbsfähigkeit eines Ver-
sicherten z. B. durch Krankheit gefährdet oder 
gemindert sein, und zweitens muß die Aus-
sicht bestehen, daß die Erwerbsfähigkeit auf 
diese Weise erhalten, wesentlich gebessert 
oder wiederhergestellt werden kann.

2. Die Krankenversicherung

Neben der Rentenversicherung ist die soziale 
Krankenversicherung der größte und bedeu-
tendste Zweig im Sozialleistungssystem. Uber 
90 °/o der Bevölkerung der Bundesrepublik 
werden durch sie als Versicherte oder als 
mitversicherte Familienangehörige mit medi-
zinischen Diensten und Gütern versorgt70 ). 
Pflichtversichert sind alle Arbeiter sowie die 
Angestellten bis zu einem bestimmten Jahres-
einkommen. Diese Versicherungspflichtgren-
ze, die gegenwärtig (seit 1970) 75 °/o der Bei-
tragsbemessungsgrenze der Rentenversiche-
rung der Arbeiter beträgt, wird jährlich an 
die Entwicklung der Einkommen angepaßt. 
Unter bestimmten Bedingungen ist auch ein 
freiwilliger Beitritt zur sozialen Krankenver-
sicherung möglich.
Im Jahre 1977 wurden mehr als 70 Mrd. DM, 
das sind ca. 18,5% des Sozialbudgets (6% 
des Bruttosozialprodukts) für Krankenversi-
cherungsleistungen verwandt. Und für 1982 
werden in diesem Bereich Ausgaben in Höhe 



von fast 95 Mrd. DM geschätzt71 ). Ursache 
für diese hohe Ausgabensteigerung ist jeden-
falls teilweise die ungünstige Entwicklung 
des Mitgliederbestandes. Während die Zahl 
der pflichtversicherten und der freiwillig ver-
sicherten Mitglieder von 1970—1975 um gut 
7 °/o (von 30,6 Mill, auf 33,5 Mill. Mitglieder) 
gestiegen ist, wird sich voraussichtlich in der 
Zeit bis 1982 der Bestand an Pflichtmitglie-
dern nur noch langsam weiter erhöhen. Bei 
den freiwillig Versicherten ist sogar schon 
heute eine Negativbilanz erkennbar, denn be-
reits im Jahre 1977 ging die Zahl der freiwil-
ligen Mitglieder — z. T. durch Austritt aus 
der gesetzlichen Krankenversicherung — um 
rd. 80 000 zurück. Insgesamt wird dieser 
Zweig der Sozialversicherung 1982 voraus-
sichtlich etwa 35,7 Mill. Mitglieder haben, 
wobei der Anteil der versicherten Rentner 
steigt 72 ).

71) Sozialbericht 78, S. 99 und S. 186 ff., Tab. II-1-82.
72) Übersicht über die soziale Sicherung, 1977, 
S. 184 ff., Sozialbericht 78, S. 100.

73) Gesetz zur Weiterentwicklung des Rechts der 
gesetzlichen Krankenversicherung vom 21. 12. 1970 
(geändert durch das Krankenversicherungs-Kosten-
dämpfungsgesetz von 1977). Gleichzeitig traten die 
vom Bundesausschuß der Ärzte und Krankenkassen 
beschlossenen Richtlinien für die Untersuchungen 
bei Früherkennungsmaßnahmen in Kraft.

a) Familienhilfe und Lohnfortzahlung
Die zahlreichen Aufgaben der sozialen Kran-
kenversicherung, die neben der sogenannten 
Krankenhilfe auch Vorsorgemaßnahmen, Mut-
terschaftshilfe etc. umfassen, sind ihr im Laufe 
eines langen Entwicklungszeitraumes übertra-
gen worden. Vorläufer der Bismarckschen Ar-
beiter-Krankenversicherung von 1883 waren 
die (preußischen) gewerblichen Unterstüt-
zungskassen und die Hilfskassen (1854/76). Die 
Leistungen der Krankenversicherung der ge-
werblichen Arbeiter waren zunächst auf das 
Notwendigste beschränkt. Als Krankengeld 
wurde damals (1883) mindestens die Hälfte des 
Lohnes gezahlt; die Zahlung war bis 1903 auf 
längstens drei Monate begrenzt. Durch die 
Reichversicherungsordnung von 1911 wurden 
schließlich alle in wirtschaftlich und persön-
lich abhängiger Stellung Beschäftigten einbe-
zogen. Für Angestellte galt allerdings schon 
damals eine Versicherungspflichtgrenze 
(2 500,— M im Jahr).
Während die Mutterschaftshilfe für versicher-
te Frauen bereits im Jahre 1883 eingeführt 
worden war, wurde die Familienhilfe, die 
1914 noch eine freiwillige Leistung der Kran-
kenkasse war, erst 1930 zur Regelleistung. In 
den Kriegsjahren 1941—1943 wurde die Mut-
terschaftshilfe erweitert; die zeitliche Be-
grenzung der Krankenpflege fiel fort; die 
Rentner wurden in die Krankenversicherung 

einbezogen. An diesen Aufgabenbestand 
knüpfte die gesetzliche Krankenversicherung 
nach dem Zweiten Weltkrieg an, indem sie 
Leistungen und Beiträge den veränderten 
wirtschaftlichen Verhältnissen anpaßte. Eine 
wichtige Station auf dem Wege zur sozialen 
Krankenversicherung war die Einführung der 
Lohnfortzahlung im Krankheitsfalle im Jahre 
1957. Freilich gelang eine Gleichstellung der 
Arbeiter mit den Angestellten in diesem Be-
reich erst 1970, als auch für Arbeiter die Fort-
zahlung des Arbeitsentgelts durch den Arbeit-
geber in den ersten sechs Wochen der Ar-
beitsunfähigkeit verwirklicht wurde.

b) Gesundheitsvorsorge und Behindertenver-
sicherung
Bereits vor ihrer gesetzlichen Fixierung hat-
ten einige Krankenkassen Vorsorgemaßnah-
men in erheblichem Umfang erbracht. 1970 
wurde für alle Krankenkassen eine Pflicht zur 
vorbeugenden Gesundheitsfürsorge einge-
führt. Danach haben sie bestimmte Maßnah-
men zur Früherkennung und zur Verhütung 
von Krankheiten anzubieten. Seit dem l.Juli 
1971 haben Kinder in den ersten vier Lebens-
jahren, Frauen vom Beginn des 30. und Män-
ner vom Beginn des 45. Lebensjahres an An-
spruch auf Leistungen zur Früherkennung 
von Krankheiten73 ). Während sich die (ins-
gesamt sieben) Untersuchungen bei Kindern 
auf die körperliche und geistige Entwicklung 
(z. B. angeborene Leiden) beziehen, sind bei 
den Erwachsenen jährliche Untersuchungen 
zur Früherkennung von Krebserkrankungen 
vorgesehen. Zu den Maßnahmen zur Krank-
heitsverhütung gehören vor allem Gesund-
heitsaufklärung, Reihenuntersuchungen und 
Schutzimpfungen.
Durch das Rehabilitationsangleichungsgesetz 
wurde 1974 der Leistungskatalog der gesetzli-
chen Krankenversicherung um medizinische 
Maßnahmen zur Rehabilitation erweitert. Die-
se Maßnahmen umfassen insbesondere (zahn-) 
ärztliche Behandlung, Arznei- und Heilmittel 
etc., orthopädische Hilfsmittel sowie Bewe- 
gungs-, Beschäftigungs-, Sprach- und Arbeits-
therapie. Erst im Jahre 1975 wurde eine bis 
dahin bestehende Lücke im Sozialleistungssy-



stem der Bundesrepublik ausgefüllt. Durch 
das Gesetz über die Sozialversicherung Be-
hinderter wurden vom l.Juli 1975 an Behin-
derte, die in Behindertenwerkstätten, Heimen 
etc. arbeiten, in die gesetzliche Renten- und 
Krankenversicherung einbezogen. Weil dort 
aber teilweise gar keine oder sehr niedrige 
Löhne gezahlt werden, kann auf dem üblichen 
Wege über die eigenen Beitragsleistungen 
keine Rente in angemessener Höhe erreicht 
werden. Beteiligte Werkstätten, Bund und 
Länder zahlen daher gemeinsam so hohe Ver-
sicherungsbeiträge für die Behinderten ein, 
daß ausreichende Kranken- und Rentenversi-
cherungsleistungen geboten werden kön-
nen.

3. Die Unfallversicherung

Anders als die übrigen Zweige der Sozialver-
sicherung ist die Unfallversicherung seit ihrer 
Gründung im Jahre 1884 weit weniger stark 
verändert worden. Sie löste die Haftpflicht 
des Arbeitgebers für von diesem verschuldete 
Arbeitsunfälle ab. Darüber hinaus umfaßt sie 
aber auch Unfälle auf dem Weg zur und von 
der Arbeit sowie Berufskrankheiten. Die Bei-
träge werden von den Arbeitgebern im we-
sentlichen allein aufgebracht (1978 etwa 8,6 
Mrd. DM). Neben den Arbeitnehmern und 
Auszubildenden (Lehrlingen) werden inzwi-
schen Schüler sämtlicher (seit 1971 auch der 
allgemeinbildenden) Schulen von der Unfall-
versicherung erfaßt sowie Studenten und Kin-
dergartenkinder, insgesamt (inkl. Schüler etc.) 
etwa 45,6 Mill. Personen74 ). Versicherungs-
frei sind demgegenüber Beamte, freiberufliche 
Ärzte und Apotheker sowie ähnliche Berufs-
gruppen. Träger der Unfallversicherung sind 
gewerbliche und landwirtschaftliche Berufs-
genossenschaften, Gemeindeunfallversiche-
rungsverbände, die Bundesanstalt für Arbeit, 
der Bund und die Länder.

75) Braun, S. 67.
76) Übersicht über die soziale Sicherung, 1977, 
S. 250.

4. Die Arbeitsförderung

Der jüngste Zweig der deutschen Sozialversi-
cherung ist die 1927 geschaffene Arbeitslo-
senversicherung. Nach verschiedenen Ände-
rungen und Verbesserungen in den Jahren 
1956, 1959, 1966 und 1967 wurde das alte Ge-
setz über Arbeitsvermittlung und Arbeitslo-
senversicherung im Jahre 1969 durch das Ar-

74) Übersicht über die soziale Sicherung, 1977, 
S. 215.

beitsförderungsgesetz abgelöst. Hauptziele 
des neuen Gesetzes sind:
— Sicherung der Vollbeschäftigung
— Sicherung optimaler Berufschancen durch 
Förderung der beruflichen Bildung und An-
passung,
— Schutz vor sozialem Abstieg infolge Ar-
beitslosigkeit und Kurzarbeit.
Der Kreis der nach dem Arbeitsförderungsge-
setz leistungsberechtigten Personen ist weiter 
gefaßt als in den übrigen Einrichtungen der 
Sozialen Sicherung. Zugleich besteht eine 
grundsätzliche Beitragspilicht aller Arbeit-
nehmer, von der lediglich bestimmte Gruppen 
ausgenommen sind (Beamte, Rentner, Gele-
genheitsarbeiter etc.).
In der Arbeitslosenversicherung wird der Ge-
danke der Prävention besonders deutlich er-
kennbar75 ). Er kommt vor allem in den Lei-
stungen zur Förderung der beruflichen Bil-
dung zum Ausdruck, die die Bundesanstalt 
für Arbeit als Träger der Arbeitslosenversi-
cherung gewährt. Die Bedeutung dieser Auf-
gabe zeigt sich beispielsweise darin, daß nach 
einer Untersuchung aus dem Jahre 1973 ein 
Drittel aller berufstätigen Männer in einem 
Zeitraum von fünf Jahren mindestens einmal 
ihren Beruf gewechselt haben. Mehr als die 
Hälfte der hiervon Betroffenen konnte im 
neuen Beruf die ursprünglichen Berufskennt-
nisse nicht oder nur gering verwerten. Die in-
stitutionellen und individuellen Förderungs-
angebote (Ausbildungs-, Fortbildungs- und 
Umschulungsmaßnahmen) der Bundesanstalt 
werden dementsprechend stark in Anspruch 
genommen. Die Zahl, der Teilnehmer an beruf-
lichen Förderungsmaßnahmen stieg in drei 
Jahren um das Fünf
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- bis Sechsfache. Im Jahre 
1975 beteiligten sich rd. 271 000 Personen an 
berufsfördernden Maßnahmen ).
Die Geldleistungen bei beruflicher Fortbil-
dung und Umschulung nehmen daher hinter 
den eigentlichen Leistungen an Arbeitslose 
inzwischen den zweiten Platz ein. Wichtig 
sind darüber hinaus aber auch das 1959 ein-
geführte Schlechtwettergeld für die in der 
Bauwirtschaft Beschäftigten und das Kurzar-
beitergeld bei vorübergehendem Arbeitsaus-
fall. Den mit Abstand größten Finanzaufwand 
verursachen aber immer noch die sog. „Lohn-
ersatzleistungen", die die Bundesanstalt für 



Arbeitslosigkeit gewährt. Hierzu gehört das 
Arbeitslosengeld, das ein Arbeitsloser aber 
nur dann erhält, wenn er während eines be-
stimmten Zeitraumes (ca. drei Jahre) Beiträge 
an die Arbeitslosenversicherung entrichtet 
hat. Während der Empfänger von Arbeitslo-
sengeld etwa 68 °/o seines durchschnittlichen 
monatlichen Nettoeinkommens erhält, beträgt 
die Arbeitslosenhilfe nur etwa 58%. Arbeits-
losenhilfe erhält der Arbeitslose, der zwar 
versichert ist, aber nicht die Bedingungen für 
eine Anwartschaft auf Arbeitslosengeld er-
füllt.

5. Die Soziale Entschädigung

Mit der Schaffung des Sozialgesetzbuches 
sind die Kriegsopferversorgung und andere 
Leistungsbereiche, in denen das Bundesver-
sorgungsgesetz angewendet wird, als einheit-
liches soziales Entschädigungsrecht zusam-
mengefaßt worden. Neben der Versorgung 
von Kriegsopfern (seit 1920) gehört hierzu 
auch die der Wehr- und Zivildienstbeschädig-
ten, der Impfgeschädigten und der Opfer von 
Gewalttaten. Für den betroffenen Personen-
kreis ergibt sich hieraus ein Anspruch auf die 
notwendigen Maßnahmen zur Erhaltung, Bes-
serung und Wiederherstellung der Gesundheit 
und Leistungsfähigkeit. Für den Beschädigten 
selbst und für seine Hinterbliebenen kommt 
ein Anspruch auf angemessene wirtschaftli-
che Versorgung hinzu. Seit dem Jahre 1971 
werden die Kriegsopferrenten jährlich an die 
allgemeine Einkommensentwicklung ange-
paßt. Die Zahl der Anspruchsberechtigten — 
insbesondere der Kriegsopfer — geht aller-
dings 34 Jahre nach Kriegsende allmählich 
zurück. Die Kosten für die soziale Entschädi-
gung werden vom Bund getragen, während 
die persönlichen und sachlichen Verwal-
tungsausgaben zu Lasten der Länder ge-
hen 77 ).

6. Die Sozialhilfe

Der Ursprung der Sozialhilfe liegt im kommu-
nalen Armenwesen und in der freien Wohl-
fahrtspflege 78). Die Gemeinden nahmen die 
öffentliche Armenpflege stets als kommunale 
Selbstverwaltungsaufgabe wahr. Nach dem 
Heimatprinzip — das heute noch in einigen 

77) Vgl. Sozialbericht '78, S. 282/283, Tab. III-301.
78) Zur historischen Entwicklung: Friedrich Bara- 
bas/Christoph Sachße, Bundessozialhilfegesetz: So-
zialstaatliche Versorgung oder Armenpolizei? In: 
Kritische Justiz, 1976, S. 359 ff. (364 f.).

79) Reichsfürsorgepflichtverordnung vom 13.2. 
1914 und Reichsgrundsätze vom 4. 12. 1924 (RGBl. I 
S. 765).
80) Anton Knopp/Otto Fichtner, Bundessozialhilfe-
gesetz, Kommentar, Berlin 1971, S. 2.
81) Begründung zum Entwurf des BSHG vom 20. 4. 
1960 (BT-Drs. 1/1799); zum finanziellen Aufwand 
der Fürsorge zum damaligen Zeitpunkt: Bulletin 
der Bundesregierung 1960, S. 375.

Schweizer Kantonen gilt — wurden allerdings 
nur die Armen versorgt, die in den Städten 
und Landkreisen heimatberechtigt (gebürtig) 
waren. Die Hilfe für Ortsfremde, die meist die 
finanziellen Möglichkeiten der Gemeinden 
überstieg, konnte nur durch (zentral-)staatli- 
chen Zwang durchgesetzt werden. Noch in 
der zweiten Hälfte des vorigen Jahrhunderts 
war die öffentliche Hilfe nachrangig gegen-
über der freien Wohlfahrtspflege. Die fort-
schreitende Industrialisierung ließ das Hei-
matprinzip jedoch bald als lästige Schranke für 
die Mobilität der Arbeiter erscheinen. Eine 
endgültige Wende brachte aber erst der Erste 
Weltkrieg, der große Teile der Bevölkerung 
verarmen ließ und die Finanzen der freien 
Wohlfahrtsverbände zerrüttete. Das Armen-
wesen wurde durch die öffentliche Fürsorge 
abgelöst, das Heimatprinzip durch das Wohn-
sitzprinzip.

a) Von der Fürsorge zur Sozialhilfe
Freilich erschien der Hilfebedürftige nach der 
Fürsorgepflichtverordnung und nach den 
Rei
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chsgrundsätzen über Voraussetzung, Art 

und Maß der öffentlichen Fürsorge ) immer 
noch als bloßes Objekt der Fürsorge. Hilfe 
wurde ihm nicht um seiner selbst willen, son-
dern im Interesse der Allgemeinheit gewährt, 
für die Ruhe und Ordnung aufrechterhalten 
werden mußten. Folgerichtig hatte der Be-
dürftige auch keinen eigenen Rechtsanspruch 
auf eine Fürsorgeleistung, im Vordergrund 
stand vielmehr das Rechtsverhältnis zwischen 
Staat und Fürsorgeträger80 ). Nach Gründung 
der Bundesrepublik Deutschland wurde diese 
Sichtweise als zu eng betrachtet. Infolge der 
Besserung der wirtschaftlichen Verhältnisse, 
aber auch infolge der Schaffung besonderer 
Sozialleistungsgesetze (Körperbehinderten- 
und Tuberkulosehilfegesetz) ergab sich für 
die Fürsorge nunmehr die Möglichkeit, sich 
mehr individuellen Notständen zuzuwenden, 
die nicht nur den reinen Lebensunterhalt be-
trafen 81 ).
Diese neue Entwicklung wurde beschleunigt 
durch die Rechtsprechung der Verwaltungs-
gerichtsbarkeit, die bereits nach dem gelten-



den Fürsorgerecht dem Hilfebedürftigen einen 
Anspruch auf Fürsorge zugebilligt hatte82 ). 
Dabei bezogen sich die Gerichte besonders 
auf die im Grundgesetz geschützte Menschen-
würde (Art. 1) und das Sozialstaatsprinzip 
(Art. 20). Der Bundesgesetzgeber vollzog diese 
Neuorientierung nach, in dem er in dem 1962 
in Kraft getretenen Bundessozialhilfegesetz 
die Aufgabe der Sozialhilfe folgendermaßen 
umschreibt: Sie hat „dem Empfänger der Hilfe 
die Führung eines Lebens zu ermöglichen, das 
der Würde des Menschen entspricht" (§ 1 
Abs. 2). Die Rechtsposition des einzelnen wur-
de erheblich gestärkt, indem ihm jetzt ein 
Anspruch auf Sozialhilfe zugestanden wur-
de 83).

82) Urteil des Bayerischen Verwaltungsgerichts-
hofs vom 8.3. 1949 sowie (letztinstanzlich) Urteil 
des Bundesverwaltungsgerichts vom 24. 6. 1954 
(BVerwGE 1, 159 ff.).
83) § 4 Abs. 1 BSHG. Demgegenüber sieht Wilhelm 
Wertenbruch (Sozialhilfe und Sozialstaatlichkeit, 
in: Franz Mayer [Hrsg.], Staat und Gesellschaft, 
Göttingen 1967, S. 343 ff.) in dieser Norm selbst 
keine Anspruchsgrundlage, sondern nur den Ver-
weis auf die folgenden normierten einzelnen An-
sprüche des BSHG.
84) Drittes Gesetz zur Änderung des Bundessozial-
hilfegesetzes vom 25.3. 1974 (BGBl. I S. 777), vgl.

hierzu die Begründung im Gesetzentwurf der Bun-
desregierung, in: BT-Drs. 7/308, insbesondere 
S. 10 ff.
85) Übersicht über die soziale Sicherung, 1977, 
S. 351.
86) Bundesrats-Drs. 524/78.
87) Bundesrats-Drs. 524/78, S. 15.

Dem Funktionswandel der Sozialhilfe von der 
Sicherung des Existenzminimums zur Ge-
währleistung eines menschenwürdigen Le-
bens, der durch die Änderungsgesetze von 
1965 und 1969 weitergeführt worden war, trug 
das Dritte Gesetz zur Änderung des Bundes-
sozialgesetzes vo 84m 25. März 1974 )  in be-
sonderem Maße Rechnung. Zentrales Anlie-
gen der Novellierung war die Verbesserung 
der Stellung des Hilfesuchenden. Zahlreiche 
Leistungsverbesserungen bei der Ausbil-
dungshilfe, der vorbeugenden Gesundheitshil-
fe, der Altenhilfe, der Eingliederungshilfe für 
Behinderte, der Hilfe zur Pflege und der Hilfe 
für Sozialgefährdete ließ die Aufwendungen 
für die Sozialhilfe allerdings sprunghaft an-
steigen. Die Kreise und kreisfreien Städte als 
Träger der Sozialhilfe wurden damit vor fast 
unlösbare finanzielle Probleme gestellt. Dem 
Anspruch des Hilfebedürftigen gegen seinen 
Stadt- bzw. Landkreis entspricht nämlich kei-
neswegs ein Kostenersatzanspruch der kom-
munalen Träger gegenüber Land oder Bund.

b) Hilie zum Lebensunterhalt und individuelle 
Hilfe

Zu den tragenden Grundsätzen der Sozialhilfe 
gehört nicht nur ihre Nachrangigkeit gegen-

über anderen Hilfeleistungen, sondern auch 
das Prinzip der Individualisierung. Danach 
sollen sich Art, Form und Maß der Hilfe nach 
der Besonderheit des Einzelfalles richten (§ 3 
Abs. 1 BSHG). Darüber hinaus ist Sozialhilfe 
in erster Linie Hilfe zur Selbsthilfe, verlangt 
also die Mitwirkung des Hilfeempfängers. 
Während auf die Hilfe zum Lebensunterhalt, 
durch die mit bestimmten Regelsätzen der Be-
darf an Ernährung, Wohnung, Kleidung etc. 
sichergestellt werden soll, ein Rechtsanspruch 
besteht, wird den Behörden bei der Hilfe in 
besonderen Lebenslagen ein gewisser Gestal-
tungsspielraum (Ermessen) zugestanden. In-
zwischen entfallen rund zwei Drittel der So-
zialhilfeaufwendungen auf die Hilfe in beson-
deren Lebenslagen. Mehr als die Hälfte dieser 
Ausgaben betrifft die Hilfe zur Pflege, fast 
ein Viertel die Eingliederungshilfe für Behin-
derte und etwa 12°/o die Krankenhilfe85 ). 
Alle übrigen Hilfearten spielen demgegen-
über (finanziell) nur eine untergeordnete Rol-
le.
Der inzwischen vorliegende Entwurf eines 
Vierten Gesetzes zur Änderung des Bundesso-
zialhilfegesetzes vom 9.11. 19 8678 )  soll das 
geltende Sozialhilferecht entsprechend der so-
zialpolitischen Zielsetzung der Bundesregie-
rung und den Erfahrungen und Bedürfnissen 
der Sozialhilfepraxis weiterentwickeln. Der 
Gesetzentwurf sieht Leistungsverbesserungen 
zugunsten alleinstehender Elternteile, die al-
lein für die Pflege und Erziehung eines Kin-
des sorgen, sowie zugunsten von Pflegebe-
dürftigen in häuslicher Pflege vor. Vor allem 
die besonders wichtige persönliche Hilfe wird 
durch die Hervorhebung ihrer Bestandteile 
(im Einzelfall erforderliche Beratung, allge-
meine Lebenshilfe,, persönliche Betreuung) 
umfassender beschrieben. Die persönliche 
Hilfe soll nunmehr auch dann — freilich als 
Ermessensleistung — zu den Aufgaben der 
Sozialhilfeträger gehören, wenn die Voraus-
setzungen der Hilfe zum Lebensunterhalt oder 
der Hilfe in besonderen Lebenslagen nicht 
vorliegen 87 ).
Demgegenüber verwies die Bundesvereini-
gung der kommunalen Spitzenverbände in ih-
rer Stellungnahme vom 11.7. 1978 mit Nach-
druck darauf, daß nach dem „Bericht über 



Kostensteigerungen in der Sozialhilfe" für die 
Arbeits- und Sozialministerkonferenz der An-
stieg der Kosten zu einem erheblichen Teil 
auf gesetzlichen Leistungsverbesserungen be-
ruhte. Trotz einer gewissen Abflachung der 
Steigerungsraten für den Sozialhilfeaufwand 
in der letzten Zeit lägen deshalb diese Sozial-
lasten im Verhältnis zu den kommunalen Ein-
nahmen immer noch zu hoch. Der eigentliche 
Auftrag der Sozialhilfe, die personenorientier-

te Hilfe, werde zudem dadurch gefährdet, daß 
ein Drittel des Sozialhilfeaufwandes für Pfle-
gekosten aufzubringen sei, die eindeutig ver-
sorgungsartigen Charakter hätten. Die Kom-
munen halten es daher nach wie vor für er-
forderlich, zur Sicherung der bedarfsgerech-
ten und existenzsichernden Leistungen der 
Sozialhilfe bedarfsübersteigende Leistungen 
zu überprüfen und strukturelle Änderungen 
im Sozialhilferecht durchzuführen.

III. Strukturprobleme des Sozialleistungssystems

Die skizzierte Entwicklung der Sozialen Si-
cherung macht deutlich, daß Sozialpolitik in 
Deutschland stets als situationsbedingte Ant-
wort auf bereits eingetretene Notlagen ver-
standen worden ist 8). Die verschiedenen 
Zweige des Sozialleistungssystems stehen da-
her nach wie vor weitgehend unverbunden 
nebeneinander. Die von den Sozialleistungen 
ausgehenden Verteilungs- und Belastungswir-
kungen sind kaum zu durchschauen. Zwar 
wurde das System der Sozialen Sicherung im 
Laufe der Jahre als Reaktion auf neue Notsi-
tuationen weiterentwickelt, gegenüber umfas-
senden Reformversuchen 89) erwies es sich je-
doch als resistent. Der Schritt von der Struk-
turerhaltung zur Strukturgestaltung gelang 
bisher nicht. Auch die Zusammenfassung der 
einzelnen Einrichtungen des Sozialleistungs-
systems im Sozialgesetzbuch stellt kaum 
mehr als die Schaffung eines äußeren (Rechts-) 
Rahmens dar. Eine Neuordnung der Sozialen 
Sicherung wird aber vor allem wegen der 
überall auftretenden Finanzierungsprobleme 
immer dringlicher.

88) Brück/Eichner, S. 1.
89) Vgl. z. B. die Bemühungen der 1964 von Bun-
deskanzler Erhard eingesetzten Sozialenque-
te-Kommission.
90) Vgl. den entsprechenden Hinweis des Verban-
des der Rentenversicherungsträger vom Januar 
1972; Herbert Waldmann, Die Finanzlage der ge-
setzlichen Rentenversicherung, in: Deutsche Ren-
tenversicherung, 1976, S. 275 ff., sowie: Gutachten 
des Sozialbeirates zur Rentenanpassung 1976 vom 
Oktober 1975.

91) Hierzu und zum folqenden: Harry Roh-
wer-Kahlmann, Die Rentenversicherung am Schei-
dewege, in: Zeitschrift für Sozialreform, 1977, 
S. 7 ff.
92) Sozialbericht '78, S. 20, Tz. 53.
93) Gesetz zur 20. Rentenanpassung und zur Ver-
besserung der Finanzgrundlagen der gesetzlichen 
Rentenversicherung vom 27. 6. 1977; 21. Gesetz 
über die Anpassung der Renten aus der gesetzli-
chen Rentenversicherung (21. RAG) vom 25. 7. 1978.

1. Sanierung der Renten
Spätestens seit Oktober 1975 war abzusehen, 
daß die Finanzierung der Rentenversicherung 
nach dem geltenden Beitrags- und Leistungs-
stand in absehbarer Zeit nicht mehr gesichert 
sein würde90). Ursächlich für das zu erwar-
tende Defizit waren zum einen die Belastung 
der Rentenversicherungsträger durch die 

Krankenversicherung der Rentner, zum ande-
ren die Leistungsverbesserungen, die durch 
das Rentenreformgesetz von 1972 eingeführt 
worden waren. Diese Verbesserungen waren 
finanziell nicht ausreichend abgesichert ge-
wesen91). Nach verschiedenen Hochrechnun-
gen ergaben Expertenschätzungen für die fol-
genden fünf Jahre ein zu erwartendes Defizit 
von mehr als 50 Mrd. DM. Die Bundesregie-
rung sprach schließlich von einer Finanzlücke 
von rund 32 Mrd. DM, die bis 1982 entstanden 
wäre, wenn die Renten weiterhin bruttolohn-
bezogen erhöht worden wären92). Weder die 
Regierung noch die sie tragenden Parteien 
brachten jedoch den Mut auf, der Bevölke-
rung rechtzeitig (vor der Bundestagswahl) die 
Notwendigkeit einer Korrektur der Rentenre-
form von 1972 einzugestehen. Und auch der 
Oppositionsführer gab dazu eine ausdrückli-
che Sozialgarantie ab.
Erst 1977/1978 wurden durch das 20. und 
21. Rentenanpassungsgesetz schließlich Maß-
nahmen zur Konsolidierung der Rentenfinan-
zen ergriffen93). Das Ergebnis der Koalitions-
verhandlungen von SPD und FDP im Dezem-
ber 1976 bestand in einem Kompromiß. Zwar 
sollte die Bruttolohnbezogenheit bei der Fest-
setzung der Neurenten nicht angetastet wer-
den. Faktisch wurde dieses Prinzip aber da-
durch durchlöchert, daß — je nach der Fi-
nanzlage der Rentenversicherungen — künfti-
ge Rentenerhöhungen höchstens nach dem 
Brutto- und mindestens nach dem Nettoprin-
zip festgesetzt werden sollten. Ab 1982 soll 



sich der Anpassungssatz dann wieder nach 
der Entwicklung der Bruttolöhne und -gehäl-
ter richten.
Die Rentenreform von 1972 wurde insoweit 
aufgehoben, als die Rentenanpassungen um 
ein halbes Jahr (vom l.Juli auf den folgen-
den 1. Januar) hinausgeschoben wurden. 
Während die Renten 1979 um 4,5 °/o steigen, 
werden sie in den Jahren 1980 und 1981 nur 
noch um jeweils 4 0/0 erhöht. Aufgrund der 
mit Vorausschätzungen gemachten bitteren 
Erfahrungen ist auch diese Anpassung freilich 
mit einer Risikoabsicherungsklausel verbun-
den, die es der Bundesregierung erlaubt, für 
den Fall einer wesentlichen Verschlechterung 
der Wirtschaftslage dem Bundestag geeignete 
Maßnahmen vorzuschlagen (§16 21. RAG). 
Zulässig wären dann auch niedrigere oder 
überhaupt keine Rentenerhöhungen. Darüber 
hinaus wurden die Ausgaben für die Kran-
kenversicherung der Rentner ab 1.7. 1977 von 
bisher (faktisch) 17,4 0/0 ihres jährlichen Ren-
tenzahlbetrages auf 11,7% herabgesetzt. Die 
Rentenversicherungsbeiträge für Arbeitslose 
werden nunmehr von der Bundesanstalt für 
Arbeit entrichtet. Zugleich wurden die Rück-
lagen von drei Monaten auf eine „Schwan-
kungsreserve" in Höhe des Rentenaufwandes 
für einen Monat (ca. 11 Mrd. DM) zurückge-
führt. Von 1981 an ist auch eine Beitragserhö-
hung nicht mehr vermeidbar, so daß der Bei-
trag zur Rentenversicherung um 0,5 % auf 
18,5 % steigen wird.
Trotzdem bleibt fraglich, ob sich durch diese 
Maßnahmen die Rentenfinanzen auf Dauer 
konsolidieren lassen. Dies wäre nur dann der 
Fall, wenn die Annahmen zuträfen, die die 
Bundesregierung ihren Sanierungsmaßnahmen 
zugrunde gelegt hat94 ). Diese Annahmen ge-
hen u. a. davon aus, daß bis 1980 jährlich eine 
durchschnittliche Lohnsteigerung von nomi-
nal 7,5 % möglich ist. Diese Zielprojektion er-
weist sich jedoch inzwischen bereits als weit-
gehend überholt. Und während die Bundesre-
gierung im Juni 1977 noch davon ausging, 
daß sich das Verhältnis Versicherte/Rentner 
bis 1985 bessern und damit die Rentenversi-
cherung entlastet würde, zeigt eine Übersicht 
über die Rentenanträge von 1976, daß rund 
70 % der Versicherten die Herabsetzung der 
Altersgrenze in Anspruch nehmen. Das be-
deutet aber, daß weniger Versicherte mehr

94) Hierzu und zum folgenden: Johannes Kra- 
mer/Richard Zimmer, Rentenversicherung — Krise 
ohne Ende?, in: Aus Politik und Zeitgeschichte, 
B 50/77, S. 13 ff., 25 f.

95) Vgl. zu den Einzelheiten: Harry Rohwer-Kahl-
mann, Das Krankenversicherungs-Kostendämp-
fungsgesetz — Ziele, Mittel und zu erwartender 
Effekt, in: Zeitschrift für Sozialreform, 1977, S. 573 ff.
96) Vgl. Philipp Herder-Dorneich, Kostenexplosion 
im Gesundheitswesen und ihre Steuerung, in: Aus 
Politik und Zeitgeschichte, B 16/76, S. 3 ff.
97) Z. B. schätzen Experten die Mehrausgaben der 
gesetzlichen Krankenversicherung durch den 
Wegfall der kommunalen Zuschüsse zu den Kran-
kenhauspflegekosten auf 4,5 Mrd. DM, durch die 
Einführung der Prothetikverträge (Zahnersatz) auf

Renten finanzieren müssen. Auch die Bevölke-
rungsentwicklung läßt wegen der sinkenden 
Geburtenrate nur den Schluß zu, daß sich lang-
fristig das Verhältnis von Versicherten zu 
Rentnern weiter erheblich verschlechtern 
wird.

2. Dämpfung der Krankenversicherungskosten

Auch bei der gesetzlichen Krankenversiche-
rung traten seit Anfang der siebziger Jahre 
Finanzierungsprobleme auf, die Heiner Geiß-
ler, damals Sozialminister des Landes Rhein-
land-Pfalz, im Flerbst 1974 mit dem Alarmruf 
„Die Gesundheitskosten explodieren!" in das 
Bewußtsein der Öffentlichkeit rückte. Wäh-
rend das Bruttosozialprodukt in der Zeit von 
1970 bis 1976 um rund 66% und die Brutto-
löhne und -gehälter um etwa 75 % stiegen 
(jährlicher Anstieg ca. 9,3%), wuchsen die 
Ausgaben der gesetzlichen Krankenversiche-
rung im gleichen Zeitraum je Mitglied um 
143% (Jahresanstieg ca. 16,5%). Beispiels-
weise nahmen die Ausgaben für ärztliche Lei-
stungen um 118%, für stationäre Behandlung 
um 219 % und für zahnärztliche Behandlung 
sogar um 278% zu95 ). Hatten die Aufwen-
dungen der Krankenversicherungsträger 1960 
noch lediglich 9,6 Mrd. DM betragen, so wa-
ren es 1970 bereits 25 Mrd. DM. Sechs Jahre 
später hatte sich dieser Betrag auf mehr als 
das Zweieinhalbfache erhöht (ca. 68 Mrd. 
DM). Dementsprechend stiegen auch die Bei-
träge der gesetzlichen Krankenversicherung. 
Betrug der durchschnittliche Beitragssatz 1970 
noch 8,2 %, so waren es 1977 bereits 
11,4 %.
Die Gründe für das Auseinanderklaffen von 
Einna 96hmen und Ausgaben )  lagen nur z. T. 
in der allgemeinen gesellschaftlichen Ent-
wicklung, zum anderen beruhen sie auf so-
zialpolitischen Entscheidungen der Regieren-
den97 ). Während die Ansprüche der Men-
schen an die Krankenversorgung stiegen (z. B. 
„klassenloses Krankenhaus"), wuchsen auch 
die Kosten für den technischen und personel-



len Aufwand. Da Dienstleistungen im Gesund-
heitsbereich den größten Kostenanteil ausma-
chen (im Krankenhaus z. B. ca. 70 %), schlu-
gen die Gehaltserhöhungen und Arbeitszeit-
verkürzungen bei Krankenschwestern und 
Krankenhausärzten entsprechend zu Buche. 
Aber auch die (Brutto-)Einkommen der nie-
dergelassenen Ärzte wuchsen beträchtlich 
(10,6 °/o im Jahresdurchschnitt 1963 bis 1976). 
Zu dem Kostenanstieg trug aber vor allem 
auch die Entscheidung des Gesetzgebers 
selbst bei, den Kreis der Versicherten zu er-
weitern und die Leistungen zu verbessern. 
Obgleich durch gemeinsame Bemühungen der 
Bundesregierung und der am Gesundheitswe-
sen Beteiligten freiwillig eine deutliche Ver-
minderung der Kostensteigerungen erreicht 
wurde (Arztkostensteigerung 1977 = 4,4 °/o 
gegenüber 1975 = 19,5 °/o), entschloß sich die 
Bundesregierung zu einer gesetzlichen Rege-
lung.
Allerdings konnte das Krankenversicherungs- 
Kostendämpfungsgesetz vom 27.6. 1977 erst 
nach langwierigen Auseinandersetzungen mit 
den Interessengruppen und nach Anrufen des 
Vermittlungsausschusses als Kompromiß verab-
schiedet werden. Die Zielsetzung des Geset-
zes umfaß 98t vier Forderungen ):
— Die steigende volkswirtschaftliche Bela-
stung durch den Gesundheitsaufwand soll vor 
allem dadurch begrenzt werden, daß die Aus-
gaben der gesetzlichen Krankenversicherung 
mit der Einkommensentwicklung der Versi-
cherten in Einklang gebracht werden.

— Die Wirtschaftlichkeit des Gesundheitssy- 
stems soll unter Aufrechterhaltung des er-
reichten Versorgungsniveaus erhöht werden.

— Die Struktur des Gesundheitssystems soll 
verbessert werden, um den medizinischen 
Fortschritt weiter zu führen. Dabei sind 
freilich die Grundsätze der Vertragsfreiheit 
der Beteiligten und der ärztlichen Therapie-
freiheit zu beachten.

Neben der Neuordnung der Krankenversiche-
rung der Rentner sieht das Gesetz Änderun-
gen im Leistungsrecht und im Kassenarztrecht

3,2 Mrd. DM, durch Früherkennung und vorbeu-
gende Heilmaßnahmen auf 1,1 Mrd. DM, durch das 
Rehabilitations-Angleichungsgesetz und die Straf-
rechtsreform (Sterilisation, Schwangerschaftsab-
bruch) auf 2 Mrd. DM, insgesamt also auf rund 12 
Mrd. DM, vql. Süddeutsche Zeitung vom 25.8. 
1978.
98) Vgl. Rohwer-Kahlmann, 1977, S. 79 f.,- Amtliche 
Begründung z. B. in Bundesrats-Drs. 76/77, S. 24 ff. 

einschließlich der Arzneimittelverordnung 
vor, die das Kostenbewußtsein aller Beteilig-
ten stärken sollen.
Diese Änderungen, die insbesondere die Ver-
ordnung von Arznei-, Verbands- und Heilmit-
teln des täglichen Gebrauchs sowie die Arz-
neikostenbeteiligung, die Voraussetzungen 
für Kuren etc. betreffen, werden jedoch insge-
samt voraussichtlich nur wenig zur Kosten-
dämpfung beitragen. Als grundlegende Neue-
rung erscheint demgegenüber eine Institution, 
die erst auf Betreiben der CDU/CSU-Mehrheit 
im Bundesrat zur Stärkung der Selbstverwal-
tung in das Gesetz aufgenommen wurde99) , 
die „Konzertierte Aktion im Gesundheitswe-
sen" (§ 405 a RVO). Danach entwickeln die an 
der gesundheitlichen Versorgung der Bevöl-
kerung Beteiligten gemeinsam medizinische 
und wirtschaftliche Orientierungsdaten sowie 
Vorschläge zur Rationalisierung, Erhöhung 
der Effektivität und Effizienz im Gesundheits-
wesen und stimmen diese miteinander ab. 
Diese Empfehlungen sind für die Selbstver-
waltungsorgane der Ärzte und der Kassen 
verbindlich, sofern sie diesen zugestimmt ha-
ben.
Darüber hinaus sind vor allem folgende Än-
derungen von Bedeutung 100):

98) Vgl. BT-Drs. 8/173, S. 2; BT-Drs. 8/652, S. 4.
10°) Rohwer-Kahlmann, 1977, S. 587 ff.
101) Vgl. Sozialpolitische Informationen des Bun-
desministers für Arbeit und Sozialordnung vom 
6. 11. 1978.

— Die Vergütungsvorschriften für ärztliche 
und zahnärztliche Leistungen haben sich ver-
stärkt an der allgemeinen Einkommensent-
wicklung und an der Entwicklung der Praxis-
kosten zu orientieren.
— Die Ausgaben der Krankenkassen für Arz-
neimittel werden in eine globale Vergütungs-
regelung mit einbezogen.
— Die Verhandlungsposition der Krankenkas-
sen wird durch Aufgabenübertragung auf die 
Landesverbandsebene gestärkt.
— Zugleich wird allerdings das Leistungsan-
gebot zu Lasten der Versicherten begrenzt.
Nicht in das Krankenversicherungs-Kosten-
dämpfungsgesetz aufgenommen wurde der 
Krankenhausbereich, soweit er mit der ge-
setzlichen Krankenversicherung in Zusam-
menhang steht, obgleich die Ausgaben der 
Krankenkassen für K

101

rankenpflege inzwischen 
mehr als 20 Mrd. DM — also ein Drittel der 
Gesamtausgaben — betragen ). Zur Ko-
stendämpfung im Krankenhausbereich hat die 



Bundesregierung jetzt aber den Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Krankenhausfi-
nanzierungsgesetzes vorgelegt102 ), der vor 
allem dazu beitragen soll,

102) BT-Drs. 8/2067.
103) Stellungnahme der Arbeiterwohlfahrt, in: 
Theorie und Praxis der sozialen Arbeit, 1978, Heft 5.

104) Hierzu) Rüdiger Voigt, Sicherung des sozia-
len Netzes durch Leistungsabbau?, in: Zeitschrift 
für Sozialreform, 1977, S. 493 ff.

— die Planungs- und Steuerungsinstrumente 
im Krankenhausbereich zu verbessern,
— die Krankenhäuser in ihren Bemühungen 
um eine möglichst wirtschaftliche Betriebs-
führung wirksam zu unterstützen und
— die Selbstverwaltung im Krankenhausbe-
reich zu stärken.

Nach wie vor bleibt jedoch fraglich, ob sich 
die Kostenexpansion im Gesundheitsbereich 
mit Hilfe der bereits ergriffenen bzw. geplan-
ten Maßnahmen nachhaltig bekämpfen läßt. 
Der Erfolg dieser Bemühungen hängt nicht 
zuletzt von der Sanierung der Rentenfinanzen 
ab, da Renten- und Krankenversicherung in 
einem engen Zusammenhang miteinander ste-
hen. Die Beitragserhöhungen einiger Orts-
krankenkassen im Ruhrgebiet mögen viel-
leicht zunächst noch Einzelfälle bleiben, sie 
signalisieren aber bereits wieder eine bedroh-
liche Beschleunigung der Ausgaben auf dem 
Gesundheitssektor.

3. Begrenzung der Sozialhilfelasten

Auch bei der Sozialhilfe sind die Steigerungs-
raten seit Beginn der siebziger Jahre unge-
wöhnlich hoch. So stieg die Zahl der Sozial-
hilfeempfänger von 1970 bis 1975 zwar „nur" 
um 33 °/o, dafür verdreifachten sich aber im 
gleichen Zeitraum die Aufwendungen für die 
Sozialhilfe nahezu (von 1970 = 3 Mrd. DM 
auf 1975 = 8,6 Mrd. DM). Der höchste Steige-
rungssatz wurde im Jahre 1974 mit 26,2 °/o er-
reicht. Seither flacht sich der Kostenanstieg 
allmählich ab, liegt aber gegenwärtig immer 
noch bei 10%. Bis 1982 werden die Sozialhil-
feleistungen auf jährlich 17,3 Mrd. DM (1978 
= 12 Mrd. DM) angewachsen sein. Die Zahl 
der Sozialhilfeempfänger hat längst die Zwei- 
Millionen-Grenze überschritten. Die Gründe 
für diesen außergewöhnlichen Anstieg liegen 
zum einen in den durch die BSHG-Novellen 
bewirkten Leistungsverbesserungen und in 
der Einbeziehung weiterer Personenkreise, 
zum anderen in der hohen Arbeitslosigkeit.
Dabei wirken vor al

103
lem folgende Faktoren 

kostensteigernd ):

— Die Hilfebedürftigkeit nimmt zu und die 
traditionellen Hemmungen vor allem älterer 
Menschen, Ansprüche auf Sozialhilfe geltend 
zu machen, nehmen ab. Insgesamt wurde das 
Sozialhilfe-Niveau angehoben.
— Der starke Anstieg der Kosten bei Alten-, 
Pflege- und Behindertenheimen macht bereits 
über die Hälfte des Gesamtaufwandes der So-
zialhilfe aus.
— Zunehmende Pflegebedürftigkeit und hohe 
Pflegekosten bewirken, daß allein 35 % des 
Sozialhilfeaufwandes auf Hilfe zur Pflege ent-
fällt.
— Sozialhilfe muß ständig in großem Umfang 
unzulängliche Altersrenten (Kleinrenten) der 
Rentenversicherungen — meist für Frauen — 
aufstocken.
— Das gleiche gilt für die Aufstockung unzu-
reichender Arbeits-Nettoeinkommen einkom-
mensschwacher Arbeitnehmer mit Kindern 
sowie ungenügender Unterhaltszahlungen 
oder zu geringer Einkommen alleinerziehender 
Mütter mit Kindern.
— Vor allem aber muß die Sozialhilfe zuneh-
mend unzulängliches Arbeitslosengeld oder 
Arbeitslosenhilfe ergänzen. Diese Ausgaben 
wachsen sich bei der gegenwärtigen hohen 
Dauerarbeitslosigkeit zu einer permanenten 
Belastung der Sozialhilfeträger aus.
Angesichts dieser schwierigen Finanzproble-
me, die für die Stadt- und Landkreise, die 
rund 72 °/o der Sozialhilfelasten zu tragen ha-
ben, wegen ihrer eigenen unzureichenden 
Einnahmesituation nicht allein zu bewältigen 
ist, haben die Kommunen umfangreiche Än-
derungsvorschläge zur Kostenbegrenzu

104
ng im 

Sozialhilfebereich vorgelegt ). Diese Spar-
vorschläge sind als Anregungen für den Ge-
setzgeber gedacht und zielen insgesamt auf 
eine kritische Überprüfung des Soziallei-
stungssystems. Im einzelnen wird folgendes 
angeregt:
— Überprüfung der Leistungshöhe nach Be-
darfsgesichtspunkten, die an der Funktion der 
Sozialhilfe zu orientieren sind, ein menschen-
würdiges Leben zu gewährleisten.
— Überprüfung von Ansprüchen auf Leistun-
gen geringeren Umfangs auf ihre sozialhilfe-
rechtliche Relevanz.
— Überprüfung von Leistungsbedingungen 
auf ihre Bedeutung für eine selbstverantwort-
liche Lebens- und Wirtschaftsführung.



— Überprüfung des Leistungsrechts auf zu 
starre rechtliche Verfestigungen, die der vor-
rangig persönlichkeitsorientierten Sozialhilfe 
nicht Rechnung tragen.

Diese Vorschläge werden von den Wohl-
fahrtsverbänden im großen und ganzen abge-
lehnt. Sie betonen zu Recht, daß Maßstab für 
die Gewährung oder Nichtgewährung von So-
zialhilfe nicht die finanzielle Leistungsfähig-
keit eines Trägers sein könne. Andererseits 
kann aber auch nicht auf Dauer hingenom-
men werden, daß die extrem hohe Kostenbe-
lastung der Kommunen durch Sozialhilfelei-
stungen deren Mittel derart in Anspruch 
nimmt, daß andere notwendige Aufgaben 
nicht mehr finanziert werden können. Da die 
Realisierung eines Sozialhilfe-Lastenaus-
gleichs, bei dem der Bund die Aufwendun-
gen für die Hilfe zum Lebensunterhalt über-
nehmen würde, nicht in Sicht ist, bleibt zu-
nächst nur die Hoffnung auf den Finanzaus-
gleich zwischen Ländern und Gemeinden. Ei-
nige Finanzausgleichsgesetze (Bayern, Rhein-
land-Pfalz) tragen daher auch bereits in einem 
speziellen Sozialhilfeansatz der besonderen 
Belastung ihrer Kommunen durch die Sozial-
hilfe Rechnung. Ob sich freilich das Mißver-
hältnis zwischen Ausgaben und Einnahmen 
auf diese Weise auf Dauer beseitigen läßt, 
bleibt nach wie vor zweifelhaft.

4. Schlußbemerkung

Angesichts der Finanzierungsprobleme, die 
inzwischen auch die Arbeitslosenversiche-
rung erreicht haben105 ), und die noch kei-
neswegs als gelöst betrachtet werden können, 
ist eine Strukturreform des Sozialleistungssy-
stems unvermeidbar geworden. Dies gilt um 
so mehr, als das Geflecht der staatlichen 
Transferleistungen — wie Subventionen, Bei-
hilfen und Privilegien — das System der So-
zialen Sicherung zu überwuchern droht. Bei-
spielsweise gab der Staat 1978 allein für die 
(sozialpolitisch umstrittene) Sparförderung 
und Vermögensbildung 17 Mrd. DM aus (incl. 
Steuerermäßigungen). Hinzu kommen aber 

105) Im 1. Halbjahr 1978 verzeichnete die Bundes-
anstalt für Arbeit einen Negativsaldo in Höhe von 
1,1 Mrd. DM; 1979 wird ein Defizit von fast 5 Mrd. 
DM erwartet.
106) Vgl. Wolfram Engels, Sozialreform als Steu-
erreform, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, vom 
8. 7. 1978, S. 13; Der Spiegel 5/1978.

107) Abg. Windelen (CDU/CSU) im Deutschen 
Bundestag am 27. 4. 1978, Sten. Prot. S. 6908.
108) Entschließung der IG Metall vom September 
1977; demgegenüber lehnt die Bundesvereinigung 
der Arbeitgeber jede Art von Einheitsversiche-
rung ab.

auch noch Staatshilfen für die Landwirtschaft 
in Milliardenhöhe (allein das Sozialbudget 
des Bundesernährungsministers beträgt über 3 
Mrd. DM), Wohngeld, Steuervergünstigungen 
und Beihilfen für Beamte. Insgesamt flossen 
1977 von den Gesamtausgaben des staatlichen 
Sektors in Höhe von 566,7 Mrd. DM 263,8 
Mrd. DM (46,6 °/o) an die Bürger zurück, von 
denen allerdings lediglich 195,3 Mrd. DM pri-
vaten Haushalten zugute kamen.

Diese Leistungen, deren sozialpolitischer Sinn 
— wie z. B. bei dem einkommensunabhängi-
gen Kindergeld — äußerst fragwürdig ist, ko-
sten nicht nur Geld, das für die Soziale Siche-
rung dringend gebraucht würde, sondern sie 
sind auch so undurchsichtig geworden106 ), 
daß nur eine Totalrevision Hilfe verspricht. 
Bedenklich ist dabei vor allem, daß gerade 
die Familien mit mittlerem Einkommen die ih-
nen zufließenden Leistungen im wesentlichen 
(ca. 45%) selbst bezahlen107 ). Die Bundesre-
gierung hat daher Anfang 1978 eine Transfer- 
Enquete-Kommission eingesetzt, die den Ein-
fluß der staatlichen Geldleistungen auf die 
Einkommen der Bürger untersuchen und Vor-
schläge zu einer besseren Abstimmung ma-
chen soll. Große Teile des Umverteilungssy-
stems sind dabei freilich ausgeklammert wor-
den, wie die Umverteilung im Rahmen der 
Sozialversicherung. Ziel einer Totalrevision 
müßte es aber sein, ein „System der in
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tegrier-

ten Gesamtversorgung" zu schaffen ), das 
zumindest die Sozialversicherung für Arbeiter, 
Angestellte und Beamte — unter Einschluß 
von Wohngeld, Kindergeld etc. sowie unter 
gleichzeitigem Abbau der Privilegien — zu-
sammenfassen würde.

An eine solche Totalrevision der Sozialpolitik 
wagen sich jedoch weder die Regierungspar-
teien noch die Opposition heran. Zunächst 
kann es daher nur um eine Umschichtung der 
Mittel des Sozialbudgets gehen, bei der neue 
sozialpolitische Prioritäten gesetzt werden 
müssen. Hauptziel einer solchen Neuordnung 
des Sozialleistungssystems, die gegebenen-
falls schrittweise zu vollziehen wäre, ist es, 
den Anspruch jedes Bürgers auf ein (materiell 
gesichertes) menschenwürdiges Leben auf 
Dauer zu sichern.



Kurt H. Biedenkopf: Arbeitsmarktpolitik in der sozialen Marktwirtschaft. Ein 
Arbeitsmarktprogramm für die Gegenwart und Zukunft

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 9/79, S. 3—15

In den letzten vier Jahren sind die Grenzen der bisherigen Arbeitsmarktpolitik deut-
lich geworden. Das selbst gesteckte Ziel — die Wiedererlangung der Vollbeschäftigung — 
wurde nicht erreicht. Wenn sich die Lage auf dem Arbeitsmarkt künftig nicht weiter 
verschlimmern soll, müssen neue Wege eingeschlagen und die Schwächen der bisherigen 
Arbeitsmarktpolitik überwunden werden. Diese Schwächen liegen vor allem in einer un-
zureichenden Analyse der Ursachen, in der fehlenden Bereitschaft bei vielen Verant-
wortlichen, erkennbare Fehlentwicklungen zu berichtigen und in der mangelnden Ein-
heit von Wirtschafts-, Gesellschafts- und Sozialpolitik. Zunehmend wächst allerdings 
bereits die Erkenntnis, daß die gegenwärtige Arbeitslosigkeit nicht nur ein arbeitsmarkt- 
und wirtschaftspolitisches Problem ist, sondern auch Ausdruck einer gesellschaftlichen 
und politischen Krise.
Damit ist das Problem der Arbeitslosigkeit zugleich einfacher und schwieriger, als bisher 
angenommen. Die gegenwärtigen Probleme sind noch vergleichsweise kontrollierbar; 
die eigenlichen Schwierigkeiten liegen in der Zukunft. Neben einer Reihe wirtschafts- 
und arbeitsmarktpolitischer Aufgaben müssen vor allem die längerfristigen ordnungs-
politischen Probleme gelöst und das Ungleichgewicht von Gegenwarts- und Zukunfts-
interessen überwunden werden.
Neben Maßnahmen, die die Nachfrageschwäche beheben helfen und für ein ausreichen-
des Wachstum sorgen, sind sehr differenzierte Maßnahmen für die einzelnen Problem-
gruppen des Arbeitsmarktes erforderlich. Während erstere vorwiegend dazu beitragen, 
neue Arbeitsplätze für qualifizierte Arbeitskräfte zu schaffen, muß das Schwergewicht 
der sonstigen Maßnahmen auf die Verbesserung der Lage der an- und ungelernten Ar-
beitskräfte, der Teilzeitarbeitsuchenden (insbesondere Frauen), der gesundheitlich; 
Beeinträchtigten, der älteren, eines Teils der jüngeren und der falsch ausgebildeten 
Arbeitskräfte gelegt werden. Auf dieser Grundlage kann — die Entschlossenheit und 
den guten Willen aller Beteiligten, insbesondere auch der Tarifparteien, vorausgesetzt — 
die Arbeitslosigkeit in absehbarer Zeit überwunden werden.

Ursula Engelen-Kefer: Probleme und Perspektiven der Arbeitsmarktpolitik

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 9/79, S. 16—26

Dieser Beitrag enthält eine kritische Analyse der arbeitsmarktpolitischen Instrumente 
der Bundesanstalt für Arbeit (BA) — insbesondere der Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 
und der Maßnahmen zur Förderung der Arbeitsaufnahme und der beruflichen Weiter-
bildung. Dabei wird untersucht, inwieweit diese arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen in 
der Lage waren, die seit 1974 bestehenden globalen und strukturellen Beschäftigungs-
ungleichgewichte, die sich auch auf mittlere Sicht fortsetzen dürften, zu bekämpfen. Hier-
bei werden folgende wesentliche Mängel aufgezeigt:
Es besteht ein erhebliches Mißverhältnis zwischen den indirekt beschäftigungsfördernden 
Maßnahmen der Konjunktur-, Struktur- und Finanzpolitik und den direkt beschäftigungs-
wirksamen Maßnahmen der Arbeitsmarktpolitik zu ungunsten der letzteren. Weiterhin 
zeigt eine Analyse der Schwerpunktsetzung und der Entwicklung der verfügbaren arbeits-
marktpolitischen Instrumente in der seit 1974 andauernden Beschäftigungskrise eine deut-
liche Verlagerung zurück zu den finanziellen Ausgleichsleistungen im Falle von Arbeits-
losigkeit und Unterbeschäftigung zu Lasten der Maßnahmen einer aktiven, vorbeugenden 
Arbeitsmarktpolitik durch berufliche Qualifizierungs- und Anpassungsmaßnahmen.
Dringend erforderlich ist mithin eine Neuorientierung der Arbeitsmarktpolitik, damit sie 
den im Arbeitsförderungsgesetz (AFG) festgelegten Zielsetzungen Rechnung trägt: der 
Erzielung und Aufrechterhaltung eines hohen Beschäftigungsstandes sowie der Verbesse-
rung der Beschäftigungsstrukturen.
Eine derartige Neuorientierung wird jedoch in ihrer Wirksamkeit beim Abbau der hohen 
Arbeitslosigkeit eng begrenzt sein, wenn sie nicht durch gleichgerichtete Veränderungen 
in den übrigen beschäftigungswirksamen Maßnahmenbereichen ergänzt wird, insbeson-
dere in der globalen und strukturellen Wirtschaftspolitik, der Finanzpolitik und der Un-
ternehmenspolitik. Dabei müssen im Mittelpunkt stehen: die Sicherung und Schaffung 
von Arbeitsplätzen; eine beschäftigungs- und arbeitnehmerorientierte Gestaltung von Ra-
tionalisierung und Produktivitätssteigerung; die Verkürzung der Lebens-, Jahres-, Wochen- 
und Tagesarbeitszeit sowie die Erweiterung der Aus- und Weiterbildungszeiten.



Rüdiger Voigt: Soziale Sicherung zwischen Anpassung und Strukturreform

Aus Politik und Zeitgeschchte, B 9/79, S. 27—46

Das „soziale Netz" der Bundesrepublik Deurtschland wird in der ganzen Welt als eines 
der tragfähigsten und umfassendsten Systeme zur Sozialen Sicherung angesehen. Jeder-
mann soll auch dann noch ein menschenwürdiges Leben führen können, wenn er durch 
Alter, Krankheit, Unfall oder Arbeitslosigkeit nicht mehr selbst in der Lage ist, seinen 
Lebensunterhalt zu verdienen. Staatliche Renten-, Kranken-, Unfall- und Arbeitslosen-
versicherungen erfassen in Verbindung mit Kindergeld und Wohngeld fast jeden denk-
baren Fall sozialer Not. Reicht dies alles nicht aus, so hat schließlich jeder Hilfsbedürftige 
immer noch einen Anspruch auf Sozialhilfe. Ist damit nun endlich das Zeitalter ange-
brochen, in dem wir die „Früchte der Industrialisierung" ernten können? Dagegen spricht 
zumindest die Tatsache, daß das Sozialleistungssystem ausschließlich für eine wirtschaft-
liche Schönwetterperiode konzipiert wurde. Dauernde Vollbeschäftigung und stetig wach-
sendes Bruttosozialprodukt wurden in nahezu jeder Phase der Sozialgesetzgebung als 
selbstverständlich vorausgesetzt.
Inzwischen sind jedoch zumindest einige der sozialpolitischen Probleme so akut geworden, 
daß ihre Lösung unaufschiebbar geworden zu seih scheint: Die Sanierung der Renten-
versicherung ist keineswegs abgeschlossen, schon bald drohen aufgrund der ungünstigen 
Geburtenrate neue Defizite in Milliardenhöhe. Die Kostensteigerungen im Gesundheits- 
System sind lediglich aufgehalten worden, ohne daß jedoch eine endgültige Lösung seiner 
Strukturprobleme in Sicht wäre. Ein besonderes Problem bildet in diesem Zusammenhang 
die Sozialhilfe. Sie ist die letzte Hilfe für all diejenigen, die keinerlei Ansprüche gegen 
staatliche oder private Versicherungen erworben haben. Von der einen Seite wird sie 
als Anreiz zum Nichtstun angesehen, statt als Hilfe zur Selbsthilfe zu fungieren. Dann 
wiederum konstatiert man sechs Millionen in Armut lebende Deutschen und spricht von 
einer .Wiederentdeckung der Armut'. In dieser Situation wird mit Nachdruck eine „kriti-
sche Überprüfung" der Sozialhilfe gefordert.
Unser Sozialleistungssystem muß also von Grund auf neu durchdacht und mit Hilfe einer 
Strukturreform der veränderten wirtschaftlichen Lage angepaßt werden. Allerdings darf 
dies nicht auf Kosten derjenigen Menschen gehen, die am dringendsten auf die solida-
rische Hilfe der Allgemeinheit angewiesen sind. Vielmehr muß das gesamte System der 
Sozialen Sicherung als Einheit betrachtet werden. Folgerichtig sind dann auf der einen 
Seite staatliche Subventionen, Beihilfen und Privilegien abzubauen, um damit öffentliche 
Gelder einzusparen. Auf der anderen Seite können mit Hilfe dieser Gelder dann die not-
wendigen Mittel für die Bekämpfung der „neuen Armut" aufgebracht werden. Es geht 
also im wesentlichen um eine Umschichtung der vorhandenen Mittel im Gefolge einer 
neuen Prioritätensetzung. Hauptziel einer Strukturreform des Sozialleistungssystems muß 
es dabei sein, den Anspruch jedes Bürgers auf ein (materiell gesichertes) menschenwür-
diges Leben zu erhalten und, wenn möglich, noch auszubauen.


